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1 5 4 . Bundesgesetz vom 27. März 1969
zur Förderung der Kartoffelverwertung

(Stärkeförderungsgesetz 1969)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

F ö r d e r u n g

§ 1. Zur Förderung der Kartoffelverwertung
und Stärkeerzeugung kann der Bund als Träger
von Privatrechten Personen, die auf Grund einer
Gewerbeberechtigung zur Erzeugung von Stärke
oder Stärkederivaten befugt sind, durch Vertrag
Zuwendungen gewähren.

§ 2. Der vertraglichen Zuwendung darf nur
Stärke zugrunde gelegt werden. Diese Zuwendung
darf je Kilogramm Stärke die Höhe des um den
Pausenbetrag gekürzten jeweiligen Abschöpfungs-
satzes für Stärke gemäß Bundesgesetz BGBl.
Nr. 218/1967 nicht übersteigen.

§ 3. Zuwendungen sind jeweils nur im Jänner,
April, Juli und Oktober auszuzahlen.

§ 4. Der Bund wird durch das Bundesministe-
rium für Handel, Gewerbe und Industrie ver-
treten.

Artikel II

F i n a n z i e l l e M i t t e l

§ 5. Die gemäß § 1 zu gewährenden Zuwen-
dungen sind bei dem neu zu eröffnenden finanz-
gesetzlichen Ansatz 1/63 174 „Zuschüsse gemäß
Stärkeförderungsgesetz 1969" zu verrechnen.

Jonas
Klaus Mitterer Koren

155. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 29. April 1969 über die Er-
weiterung der Vertretungsbefugnis der

Finanzprokuratur (10. Prokuraturs-
verordnung)

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Prokuraturs-
gesetzes, StGBl. Nr. 172/1945, wird verordnet:

Der Finanzprokuratur wird übertragen, den
Hochkommissär der Vereinten Nationen für die
Flüchtlinge, soweit er durch seinen Vertreter in
Österreich handelt, rechtlich zu beraten und vor
allen Gerichten und Verwaltungsbehörden zu
vertreten.

Koren

156. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 24. April 1969 betreffend die Ratifi-
kation des Europäischen Abkommens über
die Regelung des Personenverkehrs zwischen
den Mitgliedsstaaten des Europarates vom
13. Dezember 1957 durch Malta sowie die

Ergänzung des Anhanges durch Italien

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates hat Malta das Europäische Abkom-
men über die Regelung des Personenverkehrs
zwischen den Mitgliedsstaaten des Europarates
(BGBl. Nr. 175/1958, letzte Kundmachung BGBl.
Nr. 108/1967) ratifiziert. Das Abkommen ist für
Malta am 1. Juni 1968 in Kraft getreten.

Malta hat gemäß Artikel 11 des Abkommens
nachstehende Liste von Ausweisdokumenten zur
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Anfügung an den Anhang zum erwähnten Ab-
kommen vorgelegt:

Von den Vertragschließenden Parteien des
erwähnten Abkommens sind keine Einwendun-
gen gegen die Liste erhoben worden. Diese Liste
gilt daher gemäß Artikel 11 des Abkommens
dem Anhang angefügt.

Nach einer weiteren Mitteilung des General-
sekretärs des Europarates hat Italien die im An-
hang zu diesem Abkommen kundgemachte Liste
von Ausweisdokumenten (letzte Fassung BGBl.
Nr. 108/1967) wie folgt ergänzt:

Das vorerwähnte Ausweisdokument, welches
seit 1. April 1968 ausgestellt wird, gilt gemäß
Artikel 11 des Abkommens mit Wirkung vom
13. Feber 1969 dem Anhang angefügt.

Klaus

1 5 7 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 5. Mai 1969, betreffend die Feststellung
des Verfassungsgerichtshofes über die Zu-
ständigkeit zur Erlassung und Vollziehung
verwaltungsstrafgesetzlicher Bestimmungen
gegen den Mißbrauch von Zeichen, Einrich-
tungen und Vorrichtungen, mit denen einer
Gefährdung von Personen und Sachen

begegnet werden soll
Gemäß § 56 Abs. 4 des Verfassungsgerichts-

hofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird folgender
Rechtssatz kundgemacht, in dem der Verfassungs-
gerichtshof die Feststellung seines Erkenntnisses
vom 10. März 1969, K II-3/68-17, dem Bundes-
kanzleramt zugestellt am 2. Mai 1969, zu-
sammengefaßt hat:

„Die Zuständigkeit zur Erlassung und Voll-
ziehung von verwaltungsstrafgesetzlichen Be-
stimmungen gegen den Mißbrauch von Zeichen,
Einrichtungen und Vorrichtungen, mit denen
einer Gefährdung von Personen und Sachen be-
gegnet werden soll, richtet sich nach der Ver-
waltungsmaterie, die für die Regelung solcher
Zeichen, Einrichtungen und Vorrichtungen in
Betracht kommt."

Klaus

158.

LUFTVERKEHRS-
ABKOMMEN ZWISCHEN

DER ÖSTERREICHI-
SCHEN BUNDESREGIE-

RUNG UND DER REGIE-
RUNG DER REPUBLIK

SÜDAFRIKA

Die Österreichische Bundes-
regierung und die Regierung
der Republik Südafrika,

vom Wunsche geleitet, ein
Abkommen zum Zwecke der
Förderung des Luftverkehrs
zwischen ihren beiden Hoheits-
gebieten zu schließen,

haben zu diesem Zweck be-
vollmächtigte Vertreter er-
nannt, die wie folgt übereinge-
kommen sind:
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Artikel 1. Begriffsbestimmungen

1. Im Sinne des vorliegenden
Abkommens und dessen Anhan-
ges bedeuten, sofern nicht im
Text anderes festgesetzt ist,

a) „Luftfahrtbehörden": in
bezug auf die Österreichi-
sche Bundesregierung das
Bundesministerium für
Verkehr und verstaatlichte
Unternehmungen oder
jede andere Behörde, die
zur Ausübung der gegen-
wärtig von dieser Behörde
ausgeübten Funktionen
gesetzlich ermächtigt ist,
und in bezug auf die Re-
gierung der Republik Süd-
afrika, den Verkehrsmini-
ster oder jede andere Per-
son, die zur Ausübung der
von der betreffenden Be-
hörde ausgeübten Funk-
tionen ermächtigt ist.

b) „Namhaft gemachtes Flug-
linienunternehmen": das
Fluglinienunternehmen,
das einer der Vertrag-
schließenden Teile durch
schriftliche Benachrichti-
gung dem anderen Ver-
tragschließenden Teil ge-
mäß Artikel 3 dieses Ab-
kommens als das Flug-
linienunternehmen nam-
haft gemacht hat, welches
die internationalen Flug-
linien auf den im Anhang
zum vorliegenden Ab-
kommen festgelegten
Strecken betreiben soll.

c) „Hoheitsgebiet": in bezug
auf einen Vertragschlie-
ßenden Teil die Landge-
biete und angrenzenden
Hoheitsgewässer, die unter
der Souveränität, Suzerä-
nität, dem Protektorat,
der Verwaltung oder der
Treuhandschaft dieses Ver-
tragschließenden Teiles
stehen.

d) „Konvention": das Ab-
kommen über die Inter-
nationale Zivilluftfahrt,
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welches am 7. Dezember
1944 in Chicago zur
Unterzeichnung aufgelegt
wurde.

2. Die Ausdrücke „Flug-
linien", „internationale Flug-
linien" und „nicht gewerbs-
mäßige Landungen" haben im
Sinne des vorliegenden Abkom-
mens die in Artikel 96 der Kon-
vention festgelegte Bedeutung.

Artikel 2. Flugverkehrsrechte

Jeder Vertragschließende Teil
gewährt dem anderen Vertrag-
schließenden Teil die im vorlie-
genden Abkommen umschrie-
benen Rechte zum Zwecke der
Errichtung internationaler Flug-
linien auf den im Anhang zum
vorliegenden Abkommen fest-
gelegten Flugstrecken.

In der Folge werden diese
Fluglinien und Flugstrecken
„vereinbarte Fluglinien" bezie-
hungsweise „festgelegte Flug-
strecken" genannt.

Artikel 3. Erforderliche Bewilli-
gungen

1. Jeder Vertragschließende
Teil hat das Recht, dem ande-
ren Vertragschließenden Teil ein
Fluglinienunternehmen für den
Betrieb der vereinbarten Flug-
linien auf den festgelegten Flug-
strecken schriftlich namhaft zu
machen.

2. Nach Erhalt der Namhaft-
machung hat der andere Ver-
tragschließende Teil vorbehalt-
lich der Bestimmungen der Ab-
sätze 4 und 5 dieses Artikels
dem namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen unverzüglich
die entsprechende Betriebsbewil-
ligung zu erteilen.

3. Jeder Vertragschließende
Teil hat das Recht, durch
schriftliche Benachrichtigung des
anderen Vertragschließenden
Teiles die Namhaftmachung
eines Fluglinienunternehmens
zurückzuziehen und ein anderes
Fluglinienunternehmen namhaft
zu machen.

4. Die Luftfahrtbehörden
eines Vertragschließenden Teiles
können von einem durch den
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anderen Vertragschließenden
Teil namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen den Nach-
weis verlangen, daß es in der
Lage ist, den Anforderungen
jener Gesetze und Vorschriften
zu entsprechen, die von diesen
Luftfahrtbehörden normaler-
und billigerweise gemäß den Be-
stimmungen der Konvention
auf den Betrieb von internatio-
nalen Fluglinien angewendet
werden.

5. Jeder Vertragschließende
Teil hat das Recht, die Ertei-
lung der in Absatz 2 dieses Ar-
tikels bezeichneten Betriebsbe-
willigung zu verweigern oder
dem Fluglinienunternehmen für
die Ausübung der in Artikel 2
bezeichneten Rechte die von
ihm erforderlich erachteten Be-
dingungen aufzuerlegen, wenn
ihm nicht nachgewiesen wird,
daß ein wesentlicher Teil des
Eigentums und die tatsächliche
Kontrolle dieses Fluglinien-
unternehmens bei dem Vertrag-
schließenden Teil, der das Flug-
linienunternehmen namhaft ge-
macht hat, oder seinen Staats-
angehörigen liegen.

6. Das auf diese Weise nam-
haft gemachte und zugelassene
Fluglinienunternehmen kann
jederzeit den Betrieb der verein-
barten Fluglinien aufnehmen,
vorausgesetzt, daß ein gemäß
den Bestimmungen des Arti-
kels 12 des vorliegenden Ab-
kommens erstellter Tarif in be-
zug auf diese Fluglinie in Kraft
gesetzt ist.

Artikel 4. Kapazitätsvorschrif-
ten

1. Den namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen beider
Vertragschließender Teile ist in
gerechter und gleicher Weise
Gelegenheit zum Betrieb auf
den zwischen ihren beiden
Hoheitsgebieten festgelegten
Flugstrecken zu geben.

2. Die Kapazität und Fre-
quenz der Fluglinien auf den
festgelegten Flugstrecken sind
im Anhang dieses Abkommens
festgelegt.
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Artikel 5. Anwendbarkeit von
Gesetzen und Vorschriften

Die Gesetze und Vorschriften
eines Vertragschließenden Teiles
betreffend den Ein- oder Aus-
flug der in der internationalen
Luftfahrt verwendeten Luft-
fahrzeuge in sein oder aus sei-
nem Hoheitsgebiet oder den
Betrieb und den Verkehr dieser
Luftfahrzeuge innerhalb seines
Hoheitsgebietes sind auf die
Luftfahrzeuge des oder der
vom anderen Vertragschließen-
den Teil namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen anzu-
wenden und von diesen Luft-
fahrzeugen beim Einflug, Aus-
flug oder während ihres Aufent-
haltes im Hoheitsgebiet des
erstgenannten Vertragschließen-
den Teiles zu befolgen.

Artikel 6. Einreise- und Abfer-
tigungsvorschriften

Die Gesetze und Vorschriften
eines Vertragschließenden Teiles
betreffend den Ein- oder Aus-
flug von Fluggästen, Besatzun-
gen oder Fracht in Luftfahrzeu-
gen in sein oder aus seinem
Hoheitsgebiet, einschließlich
Einflug-, Abfertigungs-, Ein-
reise-, Paß-, Zoll- und Quaran-
tänevorschriften, sind von den
Fluggästen und der Besatzung
selbst oder in deren Namen
und hinsichtlich der Fracht des
oder der Fluglinienunterneh-
men des anderen Vertragschlie-
ßenden Teiles beim Ein- und
Ausflug sowie während des
Aufenthaltes im Hoheitsgebiet
des erstgenannten Vertrag-
schließenden Teiles zu befolgen.

Artikel 7. Anerkennung von
Zeugnissen und Ausweisen

Lufttüchtigkeitszeugnisse, Be-
fähigungszeugnisse und Aus-
weise, die von einem Vertrag-
schließenden Teil ausgestellt
oder als gültig erklärt wurden
und noch gültig sind, sind vom
anderen Vertragschließenden
Teil für den Betrieb der in
diesem Abkommen vorgesehe-
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nen Flugstrecken und' Fluglinien
als gültig anzuerkennen, voraus-
gesetzt, daß die Anforderun-
gen, nach denen diese Zeugnisse
und Ausweise ausgestellt oder
als gültig erklärt wurden, den
Mindestnormen, die auf Grund
der Konvention jeweils festge-
legt werden, entsprechen oder
darüber hinausgehen. Jeder Ver-
tragschließende Teil behält sich
jedoch das Recht vor, für den
Flugverkehr über seinem eige-
nen Hoheitsgebiet die Aner-
kennung von Befähigungszeug-
nissen und Ausweisen, die sei-
nen eigenen Staatsangehörigen
vom anderen Vertragschließen-
den Teil ausgestellt wurden, zu
verweigern.

Artikel 8. Bewilligung von
Flugplänen und Luftfahrzeug-

typen

Das namhaft gemachte Flug-
linienunternehmen jedes Ver-
tragschließenden Teiles hat zum
Zwecke der Bewilligung durch
die Luftfahrtbehörde des ande-
ren Vertragschließenden Teiles
spätestens dreißig Tage vor Er-
öffnung von Fluglinien auf den
im Anhang zu dem vorliegen-
den Abkommen festgelegten
Flugstrecken die Flugpläne und
die Typen der zum Einsatz ge-
langenden Luftfahrzeuge be-
kanntzugeben. Dies gilt auch für
spätere Änderungen.

Artikel 9. Widerruf und Auf-
hebung

1. Jeder Vertragschließende
Teil behält sich das Recht vor,
in den folgenden Fällen die in
Artikel 3 dieses Abkommens
vorgesehene Bewilligung einem
vom anderen Vertragschließen-
den Teil namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen zu ver-
weigern, zu widerrufen oder
Bedingungen aufzuerlegen:

a) wenn dieses Fluglinien-
unternehmen der Luft-
fahrtbehörde des betref-
fenden Vertragschließen-
den Teiles nicht nachwei-
sen kann, daß es den
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normalerweise von diesen
Behörden angewendeten
Gesetzen und Vorschriften
entspricht,

b) wenn dieses Fluglinien-
unternehmen es unterläßt,
die in den Artikeln 5 und
6 genannten Gesetze und
Vorschriften zu befolgen
oder

c) wenn nicht nachgewiesen
wird, daß ein wesentlicher
Teil des Eigentums und
die tatsächliche Kontrolle
dieses Fluglinienunterneh-
mens bei dem das Flug-
linienunternehmen nam-
haft machenden Vertrag-
schließenden Teil oder bei
Staatsangehörigen dieses
Vertragschließenden Teiles
liegen.

2. Wenn nicht sofortige Maß-
nahmen zur Verweigerung oder
zum Widerruf der Bewilligung,
die einem namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen vom an-
deren Vertragschließenden Teil
erteilt wurde, erforderlich sind,
um weitere Verstöße gegen die
in den Artikeln 5 und 6 ge-
nannten Gesetze und Vorschrif-
ten zu verhindern, wird das
Recht, eine Bewilligung zu ver-
weigern oder zu widerrufen,
erst nach Beratung mit dem
anderen Vertragschließenden
Teil ausgeübt.

Artikel 10. Befreiung von Zöl-
len und anderen Abgaben

1. Kraftstoffe, die im Hoheits-
gebiet eines Vertragschließen-
den Teiles durch oder für das
namhaft gemachte Fluglinien-
unternehmen des anderen Ver-
tragschließenden Teiles getankt
oder an Bord genommen wur-
den und die bei Abflug vom
letzten angeflogenen Flughafen
in diesem Hoheitsgebiet an Bord
verblieben, sind — vorausge-
setzt, daß den Zollvorschriften
des Hoheitsgebietes in anderer
Hinsicht Rechnung getragen
wird — von Zöllen, Unter-
suchungsgebühren und ähnlichen
Abgaben, die in diesem Hoheits-
gebiet eingehoben werden, be-
freit.
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2. Die unter Absatz 1 ange-
führten Maßnahmen gelten zu-
sätzlich zu jenen des Artikels 24
der Konvention.

Artikel 11. Direkter Transit-
verkehr

Passagiere, die das Hoheits-
gebiet eines Vertragschließen-
den Teiles durchfliegen, werden
nur einer sehr vereinfachten
Kontrolle unterzogen. Gepäck
und Fracht in direktem Transit-
verkehr sind von Zöllen und
anderen ähnlichen Abgaben be-
freit.

Artikel 12. Beförderungstarife

1. Die von den namhaft ge-
machten Fluglinienunterneh-
men einzuhebenden Tarife und
Beförderungsbedingungen, die
für jedes dieser namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen
anwendbar sind, haben jenen zu
entsprechen, die im Rahmen
des Internationalen Luftver-
kehrsverbandes vereinbart und
von den Luftfahrtbehörden der
Vertragschließenden Teile ge-
nehmigt wurden.

2. Wenn der Internationale
Luftverkehrsverband keine Ei-
nigung über diese Tarife erzie-
len kann oder wenn eine der-
artige Vereinbarung von der
Luftfahrtbehörde eines der Ver-
tragschließenden Teile nicht ge-
nehmigt wird, hat sich die
Luftfahrtbehörde dieses Ver-
tragschließenden Teiles zu be-
mühen, eine Einigung über die
von den namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen einzu-
hebenden Tarife zu erzielen.

3. Wenn die in Absatz 2 dar-
gestellte Lage weiterbesteht,
bleiben bis zur Festsetzung
neuer Tarife gemäß den Bestim-
mungen des Absatzes 2 die
Tarife in Kraft, die in dem
Zeitpunkt gelten, zu dem der
Internationale Luftverkehrs-
verband keine Einigung erzielen
kann oder die betreffenden
Luftfahrtbehörden keine Ge-
nehmigung erteilen.
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Artikel 13. Flughafen- und
ähnliche Gebühren

Gebühren, die von einem
der Vertragschließenden Teile
für die Benützung von Flug-
häfen und anderen Luftfahrt-
einrichtungen durch Luftfahr-
zeuge des namhaft gemachten
Fluglinienunternehmens des an-
deren Vertragschließenden Tei-
les eingehoben werden, dürfen
nicht höher sein als jene, die
für seine inländischen im inter-
nationalen Fluglinienverkehr
eingesetzten Luftfahrzeuge be-
zahlt werden.

Artikel 14. Vertretungen

Die von den Vertragschlie-
ßenden Teilen gemäß Artikel 3
Absatz 1 namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen sind be-
rechtigt, das für die Durchfüh-
rung des Fluglinienverkehrs ge-
mäß den Bestimmungen des
Anhanges zum vorliegenden Ab-
kommen erforderliche tech-
nische und kaufmännische Per-
sonal zu unterhalten und im
Hoheitsgebiet des anderen Ver-
tragschließenden Teiles Büros
einzurichten und zu betreiben.

Artikel 15. Beratungen

1. Jeder Vertragschließende
Teil kann jederzeit um Beratun-
gen über Fragen betreffend die
Auslegung, Anwendung oder
Abänderung dieses Abkommens
ersuchen. Diese Beratungen
haben innerhalb eines Zeit-
raumes von sechzig (60) Tagen
nach Erhalt des Ersuchens durch
den anderen Vertragschließen-
den Teil zu beginnen.

2. Abänderungen dieses Ab-
kommens, mit Ausnahme
solcher, die den Anhang betref-
fen, treten in derselben Art wie
dieses Abkommen in Kraft.

3. Abänderungen des Anhan-
ges treten nach Genehmigung
gemäß den innerstaatlichen Ge-
setzen und Verfahrensbestim-
mungen jedes Vertragschließen-
den Teiles am Tage des diplo-
matischen Notenwechsels in
Kraft.
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Artikel 16. Kündigung

Jeder Vertragschließende Teil
kann dem anderen Vertrag-
schließenden Teil jederzeit seine
Absicht bekanntgeben, dieses
Abkommen zu kündigen. Diese
Mitteilung hat gleichzeitig an
die Internationale Zivilluft-
fahrtorganisation zu ergehen.
Das Abkommen läuft ein Jahr
nach Erhalt der Mitteilung über
die Kündigungsabsicht ab, so-
fern diese Mitteilung nicht vor
Ablauf dieses Zeitraumes im
Einvernehmen zwischen den
Vertragschließenden Teilen zu-
rückgezogen wird.

Artikel 17. Inkrafttreten

Dieses Abkommen tritt
30 Tage nach seiner Unter-
zeichnung in Kraft.

Zu Urkund dessen haben die
von ihren Regierungen ord-
nungsgemäß bevollmächtigten
Unterfertigten das vorliegende
Abkommen unterzeichnet.

Geschehen in Wien, am
26. März 1969 in doppelter
Ausfertigung, in Deutsch, Eng-
lisch und Afrikaans, wobei
alle drei Texte gleichermaßen
authentisch sind.

Für die Österreichische Bundes-
regierung:

Waldheim m. p.

Für die Regierung der Republik
Südafrika:

J. P. v. d. Spuy m. p.

ANHANG
1. (1) Die von dem von der
Regierung der Republik Süd-
afrika namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen betriebene
Fluglinie wird auf folgender
Strecke in beiden Richtungen
geflogen:

a) Südafrika—Luanda—Sal
Island/Las Palmas—Lissa-
bon—Zürich/Rom—Wien;
oder
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b) Südafrika—Punkt auf dem
Kontinent Afrika—
Tel Aviv—Athen/Rom—
Wien—Frankfurt/London

(2) Die von dem von der
Österreichischen Bundesregie-
rung namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen betriebene
Fluglinie wird auf folgender
Strecke in beiden Richtungen
geflogen:

Österreich—Athen—Beirut/
Tel Aviv—Punkte auf dem
Kontinent Afrika—Johannes-
burg.

(3) Jeder Punkt oder alle
Punkte einer festgelegten Flug-
strecke können bei einzelnen
oder allen Flügen nach Wahl
des betreffenden namhaft ge-
machten Fluglinienunterneh-
mens ausgelassen werden,

2. Das von der Republik Süd-
afrika namhaft gemachte Flug-
linienunternehmen darf an fol-
genden Punkten auf der in
Punkt (1) des Absatzes 1 des
Anhanges festgelegten Flug-
strecke — vorbehaltlich der Zu-
stimmung eines interessierten
Drittlandes — Flugverkehr aus
dem oder in das Hoheitsgebiet
der Republik Österreich

a) absetzen oder aufnehmen
(vereinbarte gewerbliche
Landungen),

b) nicht absetzen oder auf-
nehmen (nicht gewerbliche
Landungen):

Gewerbliche Landungen:
Südafrika
Wien

Nicht gewerbliche Landungen:

Luanda
Sal Island
Las Palmas
Punkt auf dem Kontinent

Afrika
Tel Aviv
Lissabon
Zürich
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Athen
Rom
Frankfurt
London

3. Das von der Republik
Österreich namhaft gemachte
Fluglinienunternehmen darf an
folgenden Punkten auf der im
Punkt (2) des Absatzes 1 des
Anhanges festgelegten Flug-
strecke — vorbehaltlich der Zu-
stimmung eines interessierten
Drittlandes — Flugverkehr aus
dem oder in das Hoheitsgebiet
der Republik Südafrika

a) absetzen oder aufnehmen
(vereinbarte gewerbliche
Landungen),

b) nicht absetzen oder auf-
nehmen (nicht gewerb-
liche Landungen):

Gewerbliche Landungen:
Österreich
Johannesburg

Nicht gewerbliche Landungen:

Athen
Beirut
Tel Aviv
Punkte auf dem Kontinent

Afrika

4. (1) Unbeschadet der Bestim-
mungen des Absatzes 2 des An-
hanges darf das von der Regie-
rung der Republik Südafrika
namhaft gemachte Fluglinien-
unternehmen in Wien nicht
mehr als achtzig Fluggäste pro
Woche aufnehmen oder ab-
setzen.

(2) Unbeschadet der Bestim-
mungen des Absatzes 3 des An-
hanges darf das von der Öster-
reichischen Bundesregierung
namhaft gemachte Fluglinien-
unternehmen in Johannesburg
nicht mehr als achtzig Fluggäste
pro Woche aufnehmen oder ab-
setzen.

(3) Ein Übertrag ungenützter
Fluggast-Kapazität von einer
Woche zu einer anderen ist
nicht statthaft.
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5. (1) Die Frequenz der von
dem von der Regierung der Re-
publik Südafrika namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen
bereitgestellten Fluglinie beträgt
einen Flug pro Woche.

(2) Die Frequenz der von
dem von der Österreichischen
Bundesregierung namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen
bereitgestellten Fluglinie beträgt
einen Flug pro Woche.

Das vorliegende Abkommen ist gemäß seinem Artikel 17 am 25. April 1969 in Kraft getreten.

Klaus


